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C. Amtliche Bekanntmachung anderer Körperschaften, Anstalten  
 und Stiftungen des öffentlichen Rechts 
 
  

 Kirchenamt Northeim 
 

Friedhofsgebührenordnung der Ev.-luth. St. Georg-Kirchengemeinde Volpriehausen 
 



 
Absage des Erörterungstermins am 15.03.2023 zum Antrag auf Errichtung und 

Betrieb von vier Windenergieanlagen in der Gemarkung Gremsheim 
 
 
 
Der in der öffentlichen Bekanntmachung vom 28.11.2022 für den 15.03.2023, 10:00 
Uhr in der Stadthalle Northeim, Medenheimer Str. 4, 37154 Northeim festgesetzte 
Erörterungstermin zum Antrag nach § 4 BImSchG der WindStrom Erneuerbare 
Energien GmbH & Co. KG, Am Torfstich 11, 31234 Edemissen auf Errichtung und 
Betrieb von vier Windenergieanlagen in der Gemarkung Gremsheim, wird aus 
terminlichen Gründen hiermit abgesagt. Die Bekanntgabe des neuen Termins für den 
Erörterungstermin erfolgt kurzfristig. 
 
 
Northeim, d. 03.03.2023, Az.: 41-BI-2068/22 
 
 
Landkreis Northeim 
In Vertretung 
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BÜRO KELLER   LOTHRINGER STRAẞE 15   30559 HANNOVER 

 

Stand der 
Planung 

4.5.2021 

gemäß §§ 13 i.V.m. 
3 (2), 4 (2) BauGB 

Feststellungsbeschluss  
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Flächennutzungsplan, 4. Änderung, M 1 : 5.000 
 
 
  

Gesetzesbezüge 
Baugesetzbuch (BauGB) vom 23.9.2004 (BGBl. I Seite 2414) - zuletzt geändert durch Artikel 
1 des Gesetzes vom 4. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057) 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) vom 23.1.1990 (BGBl. I Seite 132) - zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 4. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057) 
Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. GVBI. 
Seite 576) – zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 26.10.2016 (Nds. GVBl. S. 
226) 
Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV90) vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991 Seite 58) – zuletzt 
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 4. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057) 
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Präambel 
 
Aufgrund der §§ 1 Abs. 3 und 2 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414) i. V. m. 
§ 58 Absatz 2 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) 
i.d.F. vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576) in der jeweils zuletzt geltenden Fassung 
hat der Rat der Stadt Uslar die 4. Änderung des Flächennutzungsplanes, bestehend 
aus der Planzeichnung, beschlossen. 
 
Uslar, den  
                                                              (Siegel) 
                                                                                                
                                                                                              Bürgermeister 
_________________________________________________________________ 
 
Der Rat/Verwaltungsausschuss der Stadt Uslar hat in seiner Sitzung 
am                       die Aufstellung der 4. Änderung des Flächennutzungsplanes 
beschlossen. 3) 
Der Aufstellungsbeschluss wurde gemäß § 2 Abs. 1 BauGB am 29.9.2014 orts-
üblich bekanntgemacht. 
 
Uslar, den  
                                                             (Siegel) 
                                                                                                 
                                                                                              Bürgermeister 
_________________________________________________________________ 
 
Kartengrundlage:  Liegenschaftskarte 
Quelle: „Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen 
 Vermessungs- und Katasterverwaltung“ 
 
  © 2013 
 
Herausgeber: Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung 
 Niedersachsen Regionaldirektion Northeim 
_________________________________________________________________ 
 
Der Entwurf der 4. Änderung des Flächennutzungsplanes wurde ausgearbeitet von: 
 
Hannover im Januar 2021 
 
 
 
 
   
_________________________________________________________________ 
 
Der Rat/Verwaltungsausschuss der Stadt Uslar hat in seiner Sitzung 
am                       dem Entwurf der 4. Änderung des Flächennutzungsplanes ein-
schließlich Begründung zugestimmt und die öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 
2 BauGB sowie die Beteiligung gemäß § 4 Abs. 2 BauGB beschlossen.  
Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am                       ortsüblich 
bekanntgemacht. 
Der Entwurf der 4. Änderung des Flächennutzungsplanes einschließlich Begrün-
dung hat vom                       zum                       öffentlich ausgelegen. 
Die Beteiligung der Öffentlichkeit wurde durchgeführt. 
 
Uslar, den  
                                                            (Siegel) 
                                                                                              Bürgermeister 
_________________________________________________________________ 
 
Der Rat/Verwaltungsausschuss der Stadt Uslar hat in seiner Sitzung 
am                  dem geänderten Entwurf der 4. Änderung des Flächennutzungs-
planes und der Begründung und die öffentliche Auslegung mit der Einschränkung 
gem. § 3 Abs. 3, Satz 1, 2. Halbsatz BauGB und mit einer verkürzten Auslegungs-
zeit gemäß § 3 Abs. 3 Satz 2 BauGB beschlossen. 4) 
Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am                  ortsüblich bekannt-
gemacht. 
Der Entwurf der 4. Änderung des Flächennutzungsplanes und der Begründung 
haben vom                         bis zum                            erneut gem. § 3 Abs. 2 BauGB 
öffentlich ausgelegen. 
 
Uslar, den 
                                                            (Siegel) 
                                                                                                 
                                                                                              Bürgermeister 
_________________________________________________________________ 
 
Der Rat/Verwaltungsausschuss der Stadt Uslar hat in seiner Sitzung 
am                  dem geänderten Entwurf der 4. Änderung des Flächennutzungs-
planes und der Begründung zugestimmt und die eingeschränkte Beteiligung gem. 
§ 3 Abs. 3 Satz 3 BauGB beschlossen. 4) 
Den Beteiligten im Sinne von § 13 Nr. 2 BauGB wurde vom                      bis 
zum                       Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. 
 
Uslar, den 
                                                            (Siegel) 
                                                                                                 
                                                                                            Bürgermeister 
 
 
 

 
 
 
Der Rat der Stadt Uslar hat nach Prüfung der vorgebrachten Anregungen gem. 
§ 3 Abs. 2 BauGB die 4. Änderung des Flächennutzungsplanes einschließlich 
Begründung in seiner Sitzung am                       beschlossen. 
 
Uslar, den  
                                                   (Siegel)                            
                                                                                          Bürgermeister 
_______________________________________________________________ 
 
Die 4. Änderung des Flächennutzungsplanes ist mit Verfügung vom heutigen 
Tage unter Auflagen/mit Maßgaben 2) gem. § 6 BauGB teilweise genehmigt 2). 
(Az.:                                                           ) 
Die kenntlich gemachten Teile sind gem. § 5 Abs. 1 Satz 2 BauGB von der Stadt 
Uslar aus der 4. Änderung des Flächennutzungsplanes ausgenommen. 2) 
 
Northeim, den  
                                                  (Siegel) 
                                                                                 
                                                                                      
                                                                                      
                                                                                      
_______________________________________________________________ 
 
Der Rat der Stadt Uslar ist den in der Genehmigungsverfügung 
vom                      / Az.:                                         ) aufgeführten Auf-
lagen/Maßgaben 2) in seiner Sitzung am                   beigetreten. 4) 
Die 4. Änderung des Flächennutzungsplanes hat zuvor wegen der Auflagen/ 
Maßgaben2) vom              bis               öffentlich ausgelegen. 4) 
Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am               ortsüblich 
bekanntgemacht. 4) 
Wegen der Auflagen/Maßgaben 2) hat die Stadt Uslar zuvor eine eingeschränkte 
Beteiligung gem. § 3 Abs. 3 Satz 3 BauGB durchgeführt. Den Beteiligten wurde 
vom                       bis zum               Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. 4) 
 
Uslar, den 
                                                 (Siegel) 
                                                                                                 
                                                                                          Bürgermeister 
_______________________________________________________________ 
 
Die Erteilung der Genehmigung der 4. Änderung des Flächennutzungsplanes 
der Stadt Uslar ist gem. § 6 Abs. 5 BauGB am                       ortsüblich bekannt-
gemacht worden. 
Die 4. Änderung des Flächennutzungsplanes ist damit am                       wirksam 
geworden.  
 
Uslar, den  
                                                   (Siegel) 
                                                                                         
                                                                                         Bürgermeister 
_______________________________________________________________ 

1. Eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung 
der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Ver-
letzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des 
Flächennutzungsplanes und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvor-
gangs, 

sind nicht innerhalb von einem Jahr seit Bekanntmachung der 4. Änderung des 
Flächennutzungsplanes schriftlich gegenüber der Stadt Uslar unter Darlegung 
des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden (§ 215 
BauGB). 
 
Uslar, den 
                                                    (Siegel) 
                                                                                                 
                                                                                          Bürgermeister 
_______________________________________________________________ 
 
Anmerkung 
1)  Bei Änderung, Ergänzung oder Aufhebung sind Präambel und Verfahrens-

vermerke sinngemäß zu fassen. 
2) Nichtzutreffendes streichen 
3) Nur wenn ein Aufstellungsbeschluss gefasst wurde 
4) Nur soweit erforderlich 
 

Amtsblatt des Landkreises Northeim Nr. 13 

vom 08.03.2023



 - 5 - 

 
 

Begründung

Amtsblatt des Landkreises Northeim Nr. 13 

vom 08.03.2023



- 6 - 

1. Aufstellung der 4. Änderung des Flächennutzungsplanes 
 
1.1 Aufstellungsbeschluss 

Der Verwaltungsausschuss der Stadt Uslar hat am 12.3.2020 die Aufstellung der 4. Ände-
rung des Flächennutzungsplanes beschlossen. 

 
1.2 Planbereich 

Die Änderung befindet sich am nordöstlichen Rand der Ortsmitte Schoningens auf der 
Nordseite der Straße „Am Graben“ und umfasst eine Fläche von ca. 0,20 ha. 

 
 
2. Ziel und Zweck der Planung (Planungsabsicht) 

Durch diese Änderung des Flächennutzungsplanes soll eine kleine Wohnbaufläche im 
Nordosten der Ortsmitte Schoningens ausgewiesen werden. 

Die Einwohnerzahl in Schoningen ist seit 31.12.2010 von 926 auf 814 am 31.12.2020 
gesunken. 

Innerhalb der bebauten Ortslage Schoningens existieren 10 Baulücken, die aber von ihren 
Eigentümern zurückgehalten und nicht für eine Bebauung zur Verfügung gestellt werden. 
Die weitere Erschließung des Baugebiets „Südlich Bollenser Weg“ im Norden Schoningens 
erfolgt durch den Eigentümer derzeit nicht, weil zunächst eine ausreichende Anzahl von 
Grundstücken verkauft sein müsste, bevor der Ausbau der notwendigen Erschließungs-
anlagen wirtschaftlich vertretbar ist. Aus demselben Grund werden zwei weitere im 
Flächennutzungsplan enthaltene Bauflächen beiderseits der Landesstraße 554 am süd-
lichen Ortsausgang derzeit nicht weiter beplant. 

Ein im Regionalen Raumordnungsprogramm gefordertes vorrangiges „Ausfüllen der Orts-
lage“ ist damit nicht möglich. Reaktivierbare Industrie- und Gewerbebrachflächen und 
sanierbare Altlastbestände sind nicht vorhanden.  

Andererseits besteht in geringem Umfang ein konkreter Bedarf an Baugrundstücken. Um 
die Erschließungskosten für einen so geringen Bedarf so gering wie möglich zu halten, ist 
eine Bereitstellung einer entsprechenden Fläche direkt an einer vorhandenen Straße sinn-
voll. Dies wird mit der vorliegenden Flächennutzungsplanänderung angestrebt. Der Ände-
rungsbereich beinhaltet eine Fläche für zwei Baugrundstücke, die den erwähnten geringen 
Bedarf zunächst decken können, ohne dass dafür größerer Aufwand getrieben werden 
muss. 

Das Landes-Raumordnungsprogramm beinhaltet den Grundsatz, dass mit Grund und 
Boden ist gemäß §1a BauGB sparsam und schonend umzugehen sei und dass flächen-
beanspruchende Maßnahmen diesem Grundsatz entsprechen sollten. Hierbei wie auch bei 
den folgenden Abschnitten handelt es sich um einen Grundsatz der Raumordnung. zu 
einem solchen Grundsatz sind Planungen und Maßnahmen so abzustimmen, dass er in 
seiner besonderen Bedeutung möglichst nicht beeinträchtigt wird, aber er ist einer 
Abwägung durch die Kommune zugänglich. In diesem Fall gibt die Stadt Uslar der Ver-
sorgung der Bevölkerung mit Wohnbauland in einem vergleichsweise zur großflächigen 
landwirtschaftlichen Umgebung sehr kleinen Umfang den Vorrang vor dem Bodenschutz. 
Aufgrund der geringen in Anspruch genommenen Flächengröße ist nicht davon aus-
zugehen, dass der belang des Bodenschutzes in wesentlichem Ausmaß beeinträchtigt 
würde. 
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Laut Landkreis Northeim sind hier keine schutzwürdigen seltenen Böden betroffen. Für die 
vorgesehenen Flächen seien keine Hinweise auf Altablagerungen (Altlasten, z.B. Alt-
deponien) ausgewiesen. Der Kampfmittelbeseitigungsdienst des Landesamtes für Geo-
information und Landesvermessung hat mitgeteilt, dass derzeit vorliegende Luftbilder nicht 
vollständig ausgewertet wurden. Es wurde keine Sondierung und keine Räumung durch-
geführt, so dass der allgemeine Verdacht auf Kampfmittel bestehe. 

Der Landkreis Northeim weist darauf hin, dass gegen die Planung Bedenken aus Sicht der 
Raumordnung bestehen. Schoningen sei kein zentraler Ort. Die Bevölkerung in Schoningen 
sei stark rückläufig. Dennoch seien bereits jetzt große Wohnbauflächen vorhanden, die zum 
Teil noch unbebaut sind. Eine Wohnbauflächenausweisung im Außenbereich, während im 
Innenbereich Baulücken und/oder Leerstände vorhanden sind, widerspreche dem Bau-
gesetzbach.  lm derzeit gültigen Regionalen Raumordnungsprogramm (RROP) des Land-
kreises Northeim aus 2006 erfolge keine Festlegung einer Schwerpunktaufgabe für die 
Sicherung und Entwicklung von Wohnstätten oder Arbeitsstätten in Schoningen. „Die 
Umweltqualität in den Städten und Gemeinden ist durch eine ökologisch orientierte Innen-
entwicklung und Attraktivitätssteigerung zu verbessern.  Vor der Inanspruchnahme von 
Freiflächen sind Alternativen zu prüfen: 
- Ausnutzung von Baulücken 
- Einbeziehung von Baulandreserven 

lm Zuge der RROP-Neuaufstellung sei für Schoningen ebenfalls keine Schwerpunkt-
aufgabenfestlegung vorgesehen. Die Entwicklung von Wohnflächen in nicht zentralen 
Orten solle auf den Eigenbedarf begrenzt werden. Für die Eigenbedarfsentwicklung werde 
in Abhängigkeit der Ausstattung der Orte mit Einrichtungen für die Daseinsvorsorge ein 
Orientierungswert von 10 bis 35 Wohneinheiten je 1.000 Einwohnern und 10 Jahren fest-
gelegt. Baulücken- und Leerstände seien auf die Wohneinheiten anzurechnen. Die Argu-
mentation der Begründung des F-Plans, wonach die Bebauung bestehender Lücken und 
die weitere Erschließung des Baugebiets derzeit nicht erfolgen kann, werde zur Kenntnis 
genommen. Es sei aber bisher nicht konkret für jede Baulücke und jeden Leerstand nach-
gewiesen worden, dass hier keine Verfügbarkeit besteh. Darüber hinaus habe die Stadt 
Uslar Bebauungspläne für Wohngebiete beschlossen, die noch nicht gefüllt seien. Auch für 
diese Lücken sei die fehlende Verfügbarkeit im Einzelnen zu dokumentieren. 

Aus Sicht der Stadt Uslar ist dies alles unzweifelhaft richtig und bekannt. Dennoch soll hier 
in einem sehr kleinen Umfang und für einen sehr konkret bekannten und begrenzten Bedarf 
eine Wohnbaumöglichkeit vorbereitet werden. Sie bezieht sich aufgrund persönlicher orts-
gebundener Verhältnisse eindeutig auf Schoningen selbst und kann dementsprechend 
nicht im Kernort Uslar gedeckt werden. Die Stadt Uslar hat durchaus ein Interesse, der 
jeweiligen örtlichen Bevölkerung in den Ortsteilen eine entsprechende Perspektive zu 
bieten, um eben diese Ortsteil vor dem Ausbluten zu bewahren. Ein solches Ausbluten wäre 
zu befürchten, wenn nicht in angemessenem Rahmen die Möglichkeit gegeben werden 
könnte, das Bauen von Ortsansässigen im Dorf zu ermöglichen. Dies entspricht ja auch 
den raumordnerischen Zielen des Landes und des Landkreises. 

Es geht also um die Frage, ob in Schoningen noch genügend Flächen vorhanden UND 
verfügbar sind, um diesen Bedarf decken zu können. 

Eine grundstücksbezogene Darstellung der Verfügbarkeit bzw. Nicht-Verfügbarkeit wird 
innerhalb dieses öffentlichen Aufstellungsverfahrens aus Datenschutzgründen nicht als 
möglich beurteilt. 
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Lage im Ort, M 1 : 5.000 
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Bezüglich des bestehenden Neubaugebietes wurde bereits ausgeführt, dass der Eigen-
tümer das Gebiet nur realisiert, wenn sich genügend Bauinteressenten zusammenfinden, 
weil anderenfalls die Erschließungsanlagen nicht finanzierbar sind. Dies ist derzeit nicht der 
Fall, soll aber nicht dazu führen, dass ein Einzelbedarf nicht gedeckt werden kann, weil ein 
größerer Bedarf derzeit nicht besteht. 

Schoningen verfügt mit den Buslinie 210 und 211 über eine Anbindung an den öffentlichen 
Nahverkehr. Die Linien verkehren mehrmals täglich zwischen Uslar und dem Bahnhof in 
Göttingen bzw. und Gieselwerder. Die Haltestelle Am Thie befindet sich in ca. 300 m Ent-
fernung an der Hauptstraße. 

Eine Kindertagesstätte sowie eine Grundschule sind in Schoningen vorhanden. Im Übrigen 
ist die Kernstadt Uslar mit ihren Versorgungsangeboten als raumordnerisches Mittel-
zentrum nur 4 km und entfernt und damit bequem per Fahrrad zu erreichen. 

Das Gebiet kann durch eine vorhandene Straße direkt erreicht werden; der Bau zusätzlicher 
Erschließungsstraßen ist nicht erforderlich, so dass der Landschaftsverbrauch minimiert 
werden kann. Bislang ist der Änderungsbereich als Schafweide intensiv genutzt worden. 
Auf eine landschaftsgerechte Einbindung des Ortsrandes durch standortgerechte und 
heimische Gehölze ist zu achten. Im Übrigen wird eine Fläche für die Landwirtschaft ohne 
wertvollen Bewuchs in Anspruch genommen. 

Laut Landwirtschaftskammer gehen von den umliegenden landwirtschaftlichen Nutzflächen 
Emissionen aus, die sich im Planungsgebiet als Immissionen bemerkbar machen können 
und hier im Rahmen des ortsüblichen und tolerierbaren Maßes hinzunehmen wären. Durch 
die Tierhaltung im Dorf seien keine Immissionen zu erwarten, die das ortsübliche Maß über-
schreiten. 

Durch die vorliegende Flächennutzungsplanänderung werden die Grundzüge der Planung 
im Sinne des § 13 BauGB nicht berührt. Durch die Änderung wird kein Vorhaben ermöglicht, 
das eine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegt. Es liegen 
auch keine Anhaltspunkte dafür vor, dass durch die Änderung Erhaltungsziele und der 
Schutzzweck der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und der Europäischen Vogel-
schutzgebiete im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes oder des Artenschutzes 
beeinträchtigt werden könnten. Die Änderung kann damit im vereinfachten Verfahren auf-
gestellt werden. Von einer Umweltprüfung mit anschließendem Umweltbericht wird gemäß 
§ 13 (3) BauGB abgesehen. 

Die Ver- und Entsorgung des Gebietes kann durch Anschluss an vorhandene Anlagen 
sichergestellt werden. Hinweise darauf, dass dies nicht möglich wäre, liegen nicht vor. 

Das Grundwasser ist so zu bewirtschaften, dass eine Verschlechterung seines mengen-
mäßigen und seines chemischen Zustandes vermieden wird (§ 47 WHG). Die Versieglung 
von Flächen ist auf das unbedingt erforderliche Maß zu beschränken, um die Grundwasser-
neubildung möglichst wenig zu beeinträchtigen und um Oberflächenabflüsse nicht zu ver-
schärfen. Für versiegelte Flächen ist möglichst ein 1 : 1 Ausgleich im Hinblick auf die Ver-
sickerung von Niederschlagswasser durch geeignete Maßnahmen im Nahbereich zu 
schaffen. Soweit Boden- und Grundwasserverhältnisse es zulassen, sollte nicht schädlich 
verunreinigtes Niederschlagswasser versickert anstatt abgeleitet werden. Das breitflächige 
Versickern von Niederschlagswasser von Dach- und Hofflächen von privaten Wohnhaus-
grundstücken über die belebte Bodenzone ist nach dem WHG erlaubnisfrei. Das gezielte 
Versickern über spezielle Versickerungseinrichtungen in den Untergrund bedarf dagegen 
der wasserrechtlichen Erlaubnis nach § 8 WHG. Inwieweit das Versickern von Nieder-
schlagswasser möglich ist oder nicht, ist zu gegebener Zeit zu belegen. 
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Der Änderungsbereich hat eine Größe von ca. 0,26 ha. 
 
 
Diese Begründung gemäß § 5 (5) BauGB wurde vom Rat der Stadt Uslar beschlossen. 

Uslar, den  

                                                                         Siegel 

 

                                                                                                                    Bürgermeister 
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Ausschnitt Flächennutzungsplan, M 1:5.000 
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Haushaltssatzung der Stadt Moringen für das  
 

Haushaltsjahr 2023 

 
 

Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetz 
(NKomVG) in der Fassung vom 23. Dezember 2010 (Nds. GVBl. 2010 Nr. 31) hat 
der Rat der Stadt Moringen in der Sitzung am 15. Dezember 2023 folgende Haus-
haltssatzung beschlossen: 
 

§ 1 
 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2023 wird 
 
1.  im Ergebnishaushalt 
     mit dem jeweiligen Gesamtbetrag  
 
1.1     der ordentlichen Erträge auf 14.862.400 € 

1.2     der ordentlichen Aufwendungen auf 14.862.400 € 

1.2.1  Saldo 0 € 
 
1.3     der außerordentlichen Erträge 0 € 

1.4     der außerordentlichen Aufwendungen 0 € 

1.4.1  Saldo 0 € 

1.5     Gesamtsaldo 0 € 
 
2.  im Finanzhaushalt 
mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
2.1     der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 13.918.400 € 

2.2      der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 13.712.200 € 
 
2.3     der Einzahlungen für Investitionstätigkeit 421.600 € 

2.4     der Auszahlungen für Investitionstätigkeit 5.372.800 € 
 
2.5     der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit 1.391.400 € 

2.6     der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit 732.000 €  

festgesetzt. 

 

Nachrichtlich: Gesamtbetrag 

 der Einzahlungen des Finanzhaushalts 15.731.400 € 

 der Auszahlungen des Finanzhaushalts  19.817.000 € 

 

Im Haushalt 2023 sind Umschuldungen von 391.400 € vorgesehen. 
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§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und Inves-
titionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächtigung) wird auf 1.000.000 € festge-
setzt. 
 

§ 3 
 
Es sind keine Verpflichtungsermächtigungen für 2023 festgesetzt worden. 
 

§ 4 
 

Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2023 Liquiditätskredite zur rechtzei-
tigen Leistung von Auszahlungen in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 
insgesamt 1.500.000 € festgesetzt. 

 
§ 5 

 

Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 
2023 wie folgt festgesetzt: 

 
1.    Grundsteuer 
 
1.1  für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) 395 v.H. 
 
1.2  für die Grundstücke (Grundsteuer B)     395 v.H. 
 
2.  Gewerbesteuer        395 v.H. 
 

§ 5 
 
Der kalkulatorische Zinssatz für die kostenrechnenden Einrichtungen wird im Haus-
haltsjahr 2023 auf 2,372 % festgesetzt. 
 

§ 7 
 

Die Wertgrenzen nach § 12 Absatz 1 KomHKVO, oberhalb derer vor der Investiti-
onsmaßnahme ein Wirtschaftlichkeitsvergleich unter mehreren in Betracht kom-
menden Möglichkeiten durchgeführt werden soll, werden für die einzelnen Arten 
von Investitionsmaßnahmen wie folgt festgesetzt: 

 Investitionsmaßnahmen im Tiefbaubereich: 600.000 € 

 Investitionsmaßnahmen im Hochbaubereich: 600.000 € 

 Investitionsmaßnahmen für das übrige Sachanlagevermögen 150.000 € 
 
 
Moringen, 16. Dezember 2023 
 
 
gez. Müller-Otte 
Bürgermeisterin 
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Stadt Moringen   37186 Moringen, 06.03.2023 
Die Bürgermeisterin 

 
 

Bekanntmachung der Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2023 
  
  
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2023 wird hiermit öffentlich be-
kannt gemacht. 
  
Die nach § 120 Abs. 2 NKomVG erforderliche Genehmigung ist durch den Landkreis Nort-
heim am 23.02.2023 erteilt worden. 
  
Der Haushaltsplan 2023 liegt nach § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG vom 09.03.2023 bis 
17.03.2023 während der Dienstzeiten zur Einsichtnahme im Rathaus der Stadt Moringen, 
Zimmer 16, 37186 Moringen, öffentlich aus. 
 
 
 
 
 
gez. Müller-Otte 
Bürgermeisterin 
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Friedhofsgebührenordnung (FGO) 

für die Friedhöfe 

der Ev.-luth. St. Georg-Kirchengemeinde Volpriehausen in 37170 Uslar. 

Gemäß § 5 der Rechtsverordnung über die Verwaltung kirchlicher Friedhöfe 
(Friedhofsrechtsverordnung) vom 13. November 1973 (Kirchl. Amtsbl. 1974 S. 1) und 
§ 29 der Friedhofsordnung hat der Kirchenvorstand der Ev.-luth. Georg-Kirchengemeinde
Volpriehausen für die Friedhöfe in Delliehausen, Gierswalde und Schlarpe am 22.02.2023
folgende Friedhofsgebührenordnung beschlossen:

§ 1
Allgemeines 

Für die Benutzung der Friedhöfe und ihrer Einrichtungen sowie für sonstige in § 6 
aufgeführte Leistungen der Friedhofsverwaltung werden Gebühren nach dieser 
Gebührenordnung erhoben. 

§ 2
Gebührenschuldner 

(1) Gebührenschuldner der Benutzungsgebühr ist

1. wer die Bestattung oder sonstige gebührenpflichtige Leistung nach dieser Ordnung
beantragt oder durch ihm zurechenbares Verhalten ausgelöst hat,

2. wer das Nutzungsrecht an einer Grabstätte erworben oder verlängert hat,

3. wer die Gebührenschuld gegenüber der Friedhofsverwaltung durch schriftliche
Erklärung übernommen hat oder wer für die Gebührenschuld eines anderen kraft
Gesetzes haftet.

(2) Gebührenschuldner der Verwaltungsgebühr ist

1. wer die Verwaltungshandlung veranlasst oder in wessen Interesse sie vorgenommen
wird,

2. wer die Gebührenschuld gegenüber der Friedhofsverwaltung durch schriftliche
Erklärung übernommen hat oder wer für die Gebührenschuld eines anderen kraft
Gesetzes haftet.

(3) Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner.

§ 3
Entstehen der Gebührenschuld 

(1) Bei Grabnutzungsgebühren entsteht die Gebührenschuld bereits mit der Begründung
des Nutzungsrechtes für die gesamte Nutzungsdauer der Grabstätte bzw. bereits mit der
Verlängerung des Nutzungsrechtes für den Zeitraum der gesamten Verlängerung der
Grabstätte.

(2) Bei sonstigen Benutzungsgebühren entsteht die Gebührenschuld mit der
Inanspruchnahme der jeweiligen gebührenpflichtigen Leistung.

(3) Bei Verwaltungsgebühren entsteht die Gebührenschuld mit der Vornahme der
Verwaltungshandlung.
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§ 4 
Festsetzung und Fälligkeit 

 

(1) Die Heranziehung zu Gebühren erfolgt durch schriftlichen Bescheid. Die Gebühren 
sind innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig. 

 

(2) Die Friedhofsverwaltung kann die Benutzung des Friedhofes untersagen und 
Leistungen verweigern, sofern ausstehende Gebühren nicht entrichtet worden sind oder 
eine entsprechende Sicherheit nicht geleistet ist. 

 

(3) Rückständige Gebühren werden im Verwaltungszwangsverfahren eingezogen. 

 

§ 5 

Säumniszuschläge, Kosten, Einziehung rückständiger Gebühren 

 

(1) Werden Gebühren nicht bis zum Ablauf des Fälligkeitstages entrichtet, so ist für jeden 
angefangenen Monat der Säumnis ein Säumniszuschlag von 1 % des abgerundeten 
rückständigen Gebührenbetrages zu entrichten; abzurunden ist auf den nächsten durch 
50 Euro teilbaren Betrag. 

 

(2) Für schriftliche Mahnungen sind die entstandenen Portokosten durch die 
Gebührenschuldnerin bzw. den Gebührenschuldner zu erstatten. 

 

(3) Rückständige Gebühren, Säumniszuschläge sowie Kosten nach Absatz 2 werden im 
Verwaltungszwangsverfahren eingezogen. Die Kosten der Vollstreckung hat der 
Vollstreckungsschuldner bzw. die Vollstreckungsschuldnerin zu tragen. 

 

§ 6 
Gebührentarif 

 

I. Gebühren für die Verleihung von Nutzungsrechten an Grabstätten: 

 

1. Reihengrabstätte: 

a) für Personen über 5 Jahre – für 30  Jahre -  :  1.893,00 € 

b) für Kinder bis zu 5 Jahre – für 30 Jahre -     : 750,00 € 

 

2. Wahlgrabstätte: 

        -zusätzliche Beisetzung von einer Urne je Grabstelle ist möglich-: 

  a) für 30 Jahre - je Grabstelle- :  2.402,00 €  

  b) für jedes Jahr der Verlängerung –je Grabstelle-: 80,00 € 

 

3. Urnenreihengrabstätte:   1.773,00 € 

 

4. Urnenwahlgrabstätte: 

       -zusätzliche Beisetzung von einer Urne ist möglich-:   

  a) für 30 Jahre -:          1.944,00 € 

  b) für jedes Jahr der Verlängerung: 64,00 € 

 

5.  Rasenreihengrabstätte auf dem Friedhof Delliehausen und auf dem Friedhof 
Gierswalde: 

incl. Pflege für die Dauer der Ruhefrist, Einzelstein mit Namen sowie Geburts- und 
Sterbejahr der/des Verstorbenen  

- ein Sarg je Grabstelle –für 30 Jahre-: 3.374,00 € 
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6.  Rasenreihengrabstätte auf dem Friedhof Schlarpe: 

incl. Pflege für die Dauer der Ruhefrist, Plakette mit Namen sowie Geburts- und 
Sterbejahr der/des Verstorbenen  

 

- ein Sarg –für 30 Jahre-: 2.726,00 € 

 

7.  Urnenrasenreihengrabstätte auf dem Friedhof Delliehausen und auf dem Friedhof 
Gierswalde: 

incl. Pflege für die Dauer der Ruhefrist, Einzelstein mit Namen sowie Geburts- und 
Sterbejahr der/des Verstorbenen  

- eine Urne –für 30 Jahre-: 2.458,00 € 

 

8.  Urnenrasenreihengrabstätte auf dem Friedhof Schlarpe: 

incl. Pflege für die Dauer der Ruhefrist, Plakette mit Namen sowie Geburts- und 
Sterbejahr der/des Verstorbenen  

 

- eine Urne  –für 30 Jahre-: 2.115,00 € 

  
9. Zusätzliche Bestattung einer Urne in einer bereits belegten Wahl- oder 
Urnenwahlgrabstätte gemäß § 11 Absatz 5 der Friedhofsordnung: 

a. eine Gebühr gemäß Abschnitt I Nr. 2 bzw. Nr. 4 zur Anpassung an die neue 
Ruhezeit und 

b. eine Gebühr gemäß Abschnitt II. Nummer 2. 

 
Wiedererwerbe und Verlängerungen von Nutzungsrechten sind nur in vollen 
Kalenderjahren möglich. Die Gebühr für den Erwerb, Wiedererwerb und die 
Verlängerung des Nutzungsrechtes wird für die gesamte Nutzungszeit im voraus 
erhoben. 
 

II. Gebühren für die Bestattung: 

 
Für das Ausheben und Verfüllen der Gruft, Abräumen der überflüssigen  
Erde: 
 
1. für eine Erdbestattung:   958,00 €   

        
2. für eine Urnenbestattung:  435,00 € 

  

III. Verwaltungsgebühren: 

 

1.  Prüfung der Anzeige zur Aufstellung oder Änderung eines stehenden oder liegenden 
Grabmals     100,00 € 

 
2. Für die laufende Überprüfung der Standsicherheit während der Dauer 

des Nutzungsrechts (hierunter fallen nicht liegende Grabmale) 198,00 € 
 

3. Für die laufende Überprüfung der Standsicherheit (hierunter fallen 
Nicht liegende Grabmale) bei der Verlängerung von Nutzungs- 
rechten für jedes Jahr der Verlängerung 6,00 € 
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IV. Gebühr für die Benutzung der Friedhofskapelle Gierswalde: 

 
 
1. Gebühr für die Benutzung der Friedhofskapelle 
    je Trauerfeier                                         343,00 € 
 

V. Vorzeitige Rückgabe von Nutzungsrechten an belegten Grabstellen: 

Für jedes noch nicht abgelaufene Jahr die volle Pflegegebühr bis zum Ablauf der Ruhefrist 
 

- bei Erdbestattungen -je Grabstelle-: 92,00 € 
- bei Urnenbestattungen  – je Grabstelle-: 49,00 € 

 

VI. Sonstige Gebühren: 

 

Leistungen, für die kein Gebührentarif vorgesehen ist, werden von der 
Friedhofsverwaltung nach dem jeweiligen Aufwand berechnet. 

 

§ 8 

Schlussvorschriften 

(1) Diese Friedhofsgebührenordnung tritt nach ihrer Genehmigung am Tage nach der 
öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 

(2) Mit Inkrafttreten dieser Friedhofsgebührenordnung tritt die 
Friedhofsgebührenordnung für die Friedhöfe in Delliehausen, in Gierswalde und in 
Schlarpe in der Fassung vom 25.01.2019 außer Kraft. 

 
Volpriehausen, den 22.02.2023 
 
Der Kirchenvorstand: 
 
 __gez. Vogt  _________ 
 Vorsitzende/r 
 
Siegel 
 __gez. Schiller    ______ 
  Kirchenvorsteher/in 

 

--------------------------------------------------------------------------------------------------- 
 
Die vorstehende Friedhofsgebührenordnung wird hiermit gemäß § 66 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5, 
Abs. 2 und Abs. 5 der Kirchengemeindeordnung kirchenaufsichtlich genehmigt. 
 
Northeim, den 06.03.2023  
 
Der Kirchenkreisvorstand: 
 
 
genehmigt unter lfd. Nr. 2222/2023 
 
 
   Siegel   

    
        ____gez. Himstedt_______ 
                                                                                  (Himstedt) 
 
 
Veröffentlicht im Amtsblatt des Landkreises Northeim am  , Nr.  
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